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Ptleqeveßicherung;
Voraussetzungen für die Anerkennung von Angeboten zu Untersttitzung im Nftag

Setr geehrte Frau Pumm,

der Petitbnsausschuss hat lhre Eingabe und die dazu ei.Eeholte Stellungnahme des zuständi-
g€n l,keriums in seiner nicht öffenüifEn Sitzung am 2A-ß.2019 beraten und dem Landtag

dazJ der! nactfolgenden Beschluss emfohlen:

Die Eingabe wird der Landesregierung als labrial überwiesen. lm Übrigen ist
die Einsenderin über die Sach- und RechtslagE zu unterrichten.

Der Landtag ist dieser Empfehlung, die aus der Landtagsdrucksache 18/4500 zu ersehen ist. in

seiner Sitzung am 12.O9.2019 gefolgt. Damit ist die parlamentarische Behandlung der Eingabe

abgeschlossen.

Die Stellungnahme des lvlinisteriums ist zu Ihrer Untenichtung über die Sach- und Rechtslage

beigefügt.

Ebenso liegt ein [ilerkblatt, in dem die Beschlussmöglichkeiten des Landtages zu Eingaben

nochmals kurz erläutert werden, bei.

Mit f.eundlichen crüßen



Stellungnahme des Nds. Ministeriums fürSoziales, Gesundheit und Gleichstellung
zur Landtagseingabe 00860/88/18, Frau Katja Pumm,21720 Grünendeich

örreutLtcte pETtloN

betr. Pflegeversicherung I Voraussetzungen für die Anerkennung von Angeboten zur

Unterstützung im Alltag nach dem 5. Abschnitt des SGB Xl

Frau Katja Pumm - und a s --::.:e:^^gdn auch Frau N,,lartina Sellmer - haben slch mit

Schreiben vom 29. Januar 2:- ! - i:--en e ner Petiiicn an den Nds. Landtag gewandt.

Die Petentinnen geben an. ^a:.- :=- Re-!ularien ae- Pflegeversicherung (SGB Xl) als

Al tags- und Seniorenbeg leitenn ner zena,)zei zu sein: sie mochten mit ihren Ausbildungen

Leistungen als Angebote zur UnterstüUung im Alltag (AZUA) nach dem S. Abschnitt des

SGB Xl anbieten und mit den Pflegekassen abrechnen.

Dle Zu assungsvoraussetzungen det nds. Anerkennungsverordnung würden d e Erreichung

:eses Zeles ledoch erschweren rescektive vein ncerrt Enzelpersonen bliebe ce
.l-e'<errnung des Landes ge.e.e ,:.,,,ehn. Des se angesichts des allgemeinen
:=:-('afiemangels der Pflegelaras:-:i n cht h --:^-3ar.
I e :::a.i nnen möchten elne A:::--^g der Zu e ss - - e svoraussetzu ngen erreichen, damit

ars;:: :-:. !nd zertifizie e Be:-.-Jngskräfte ?s -Etn-Personen-Betriebe" anerkannt

werCe.. A<:-e haben 72 Personei. : e öffentlic-e >e:ion untezeichnet (Stand 2.4.2019).

Das Fachresscr. n mmt zu dlesem Sachverhali Slei una wie folqt:
elegebedürftige n häuslicher meoe haben Anspruch auf den Entlastungsbeitrag nach

S ra 3 SGB Xl von bis zu 125 € monatlich. Es handelt sich hierbei um einen

Kos:e.erstaäun,osbetrag. d. h. dass djese Leistung nicht regelhaft an die Pflegebedürftigen

ausgezahlt. sondem gegen dle Voiage von Rechnungen fllr tatsächlich in Anspruch

genommene a/yeckgebundene Leistungen lediglich erstattet wird. Zu den Zwecken, für die

der Entlastungsbetrag verwendet werden kann, gehören Leistungen
. der Tages- und Nachtpflege,

. der Kuzzeitpflege,

. der ambulanten Pflegedienste als Sachleistungen im Sinne des s 36 SGB Xl und

. der anerkannten Angebote zur Unterstützung im Alltag (AZUA) nach dem b. Abschnitt

des SGB Xl



Die letztgenannten MUA bieten als Leistungen Betreuung und Beaufsichtigung,

Alltagsbegleitung, Pflegebegleitung und hauswirtschaftliche Dienste an. l\,4it diesen

Leistungen sollen Pflegebe:..i'i ge beider Bewältigung des Alltages unterstützt und begleitet

werden - und so auch c e :'legenden Angehörigen entlasten. Eine Qualifjkation als

Pflegefachkraft ist für dies: --'laben nicht erforderllch: die genannten Leistungen können

daher qualitativ niedrigsci,rs : .:^ ehrenamtlichen Kräften erbracht werden, die in der

Regel wesentlich kostengürs: !:- = =::en als dje mit professionellen Kräften ausgestatteten

ambulanten Dienste.

Für die Leistungen der f3!e<:ss:. werden \. e's cher:enge der e ngesetz. Die

Bundesregierung erwartet daner aLrch in C esem niedrigschwelligen Bereich der

pflegerischen VersorgunO eine Qualitätssicherung.

Die Frage, wer unlet welchen Voraussetzungen Leistungen als AZUA erbringen darf, hat

d e Bundesreg erung übereine Verordnungsermächtigung nach §45 a Abs 3SGBXI ln dle

Fä-tre cer Länder gelegt. Nledersachsen hal diese Ermächtigung n'rit der Nas

:-:-(ennungsverordnung (im FcJerden: An€.i(VO r umgeseEt. die aufgrund der

\e-'3-le lngen der Pflegestärkufeslesetze zu at-a sieren war und im September 2017

.e_ ,a.:fentl cht worden ist (\/e.a.3rung übel' ce Anerkennung Von Angeboten zur

Un:e=:-:-"g im Alltag nach dem E-:3r Buch des Sczla gesetzbuchs; AnerkVO SGB Xl v.

21 .09.2a' 7 \ds GVBI. 2017, 31 1

Die Pflegekassen rechnen nur mit A.c etern ab. c e ,'om Land als AZUA nach § 45 a SGB

Xl anerkannr i,'crden sind. Zur Entscheidung über den Antrag werden folgende Kriterlen

herangezogen:

; Der Träqer muss se nen Sitz in Niedercachsen haben.

- Es muss eine Konzeplion fÜr e n auf Dauer ausgerichtetes Angebot vorgelegt werden.

aus dem sich Zielgruppe. lnhalt und Umfang der Leistungen sowle die regionale

Verfügbarkeit ergeben.

> Der Träger muss eine Erklärung zu den im Rahmen seines Angebotes eingesetzten

Kräften abgeben, d. h. darlegen, ob

. ehrenamtliche Helferinnen und Helfer oder

. alternativ - und so allein im Bereich der hauswirtschaftlichen Leistungen

zulässig - auch gewerbliche Kräfte auf der Basis eines sozialversicherungs-

pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses eingesetzt werden.



I

> Bei sozialverslcherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen ist die Zahlung des

gesetzlichen, ggi eines branchenüblichen l\,4indestlohns bzw. eines Tariflohns

nachzuweisen.

> Es muss eine Erkla'--: zu der n Rechnung gestellten Vergütung je Stunde und ggf.

anfallenden Fahrtkcs:=- i3Oegeben werden.

Es ist der Nachwes :- :':ringen, dass elne bedarfsgerechte Urlaubs- und

KrankheitsvertretunO :.' : -::sazen Kräfte slchergesteLlt ist.

Die eingesetzten Kräie s -: :e=:r ch gee gfet wenn e n e nwandfre es erweitertes

Führungszeugnis vor e; --: <e ne Z\',eri: ar cer g esu nd heitlichen oder

charakterlichen Eignung aesiere. 12.8. Al ergien. ansteckende Krankheiten,

charakterliche Auffälligkeiten).

Die fachliche Eignung kann demgegenüber durch eine einschlägige berufliche

QuaLiflkation nachgewiesen oder durch eine auf das Angebot zugeschnittene

Schu ung zum Umgang rnit den PflegebedÜrftigen von mind. 30 Stunden erworben

... e rde n.

Es st sichezustellen. dass c e kontinuled cre Begleitung und Unterstützung der

e -;esetzten Kräfte durch ei'e Fachkraft ge", a.rle stet ist.

=s s: schezustellen, Cass die e ngeseE'ten Kräfte sich fortbilden werden

S:-, Jngs- und Fortbild ung s (c irzept: z.B. .,:er anerkannte Schulungsanbieter),

Es s: en Nachweis vorzulegen. dass cef Tfäger zur Deckung von Schäden im

Rahmen cer Tätigkeit der eingesetzten Krafte ausreichend versichert ist

Schleßl ch sind bei Gruppenbetreuungen die Räumlichkeiten zu benennen. c s z-r

Verfügung stehen. damit diese auf hre Eignung geprüft werden können iA's:'-
Lage. Grund riss, sanltäre Einrichtungen).

Aktuell gibt es in Niedersachsen über 600 Träger anerkannter MUA mit hochgerechnet

landesweit etwa 18.OOO eingesetzten Kräften. ln jedem Landkreis und jeder kreisfreien Stadt

in Niedersachsen sind solche Angebote vorhanden; die Zahl der Zulassungen ist bisher

weiter steigend.

Richtig ist, dass in Niedersachsen Angebote von EilzeLPgrsglen - also auch

Nachbarschaftshel{ern - qenerell nicht anerkannt werden (§ 2 Abs. 6 der VO); dies ist bereits

der Pflegekassen so festgelegtseit dem Jahr 2004 in Abstimmung mit den Verbänden

worden, weil Einzelkräfte



. bei Ausfall z.B. wegen Krankheit oder Urlaub keine Vertretung stellen (können), die

Pflegebedürftigen Can it unversorgt bleiben und Dauerhaftigkeit, Verlässlichkeit und

Nachhaltigkeit der A-;ebote so gefährdet sind ;

. keiner Anbindung e- aien Träger unterfallen

unterliegen (Stichv/c: 3=,!'a t in der Pflege') und

. nicht regelmäßig unc :--:- . ^e Fachkraft ange eitet werden; zudem bestehen keine

l\,4öglichkeiten, in ce' 3=:'=-,-!ss tuation auftretende Probleme mit anderen

anzusprechen (Supen s : ^

Die Tatsache, dass im Fäc!e- a-: '\:lersachse' :r ahi an ledem Ort und für jeden

Pflegebedürfiigen Anbieter n a!si'e chencer Zahl zur Verfügung stehen, deckt sich im

l\.4oment mit dem allgemeinen Fachkräftemangel in der Pflege. Das Ehrenamt ist immer

freiwilliger Naiur, nicht überall rnelden sich ehrenamtliche Kräfte ln ausreichender Zahl. Auch

im Bere ch de!- hauswirtschaft ichen Versorgung, ln dern a leln auch professione le K.äfte

eingesetzt werden, können fehlenCe Kräfte und Anb eter nlcht..zwangsverpflichtet werdeN

um bestehende Versorgungslücken zu sch ießen.

Die Ausweitung des Leistungsans3-Jrres auf a e P'egebedürftigen bedingt ein zudem

Aufeinandertreffen der qualitativ ars.'-ohsvoller \/e's3rqung von schwer Pflegebedürftigen

aufdie niedrigschwelligen Leistungsa-!ebote. lm z'1e:Orößten Flächenland Niedersachsen

spielen - anders als z. B. im S:e::siaat Han^cJig - auch die Entfernungen bei den

Wirtschaftlichkeitsaspekten eine wese'i che Rc e. Sch ießlich ist festzustellen, dass sich

ehrenamtlich lnteressierte in den ve.!angenen Jehren auch anderen Tätig keitsfeldern, z. B

Cem Thema N4lgration, zugewandi hacen und n cjer mege fehlen.

Ambu anie Dlenste sehen ihre personel en Kapazitäten für hauswirtschaftliche Dienste und

Betreuungsleistungen aktuell weitgehend ausgeschöpft. Pflegedienste bedienen in erster

Priorität die Kunden, die in den höheren Pflegegraden auch ,,echte" pflegerische Leistungen

in Anspruch nehmen. Kunden, die ausschließlich Entlastungsleistungen wünschen, werden

angesichts knapper personeller Kapazitäten al!enfalls auf Wartelisten geführt oder v elfach

gebeten, sich einen anderen Anbieter zu suchen.

Die nds. Zulassungsvoraussetzungen der AnerkennungsVO sind geeignet, die Zulassung

von Personen im Sinne des Landes und der Pflegebedürftigen zu regeln, nicht jedoch zu

verhindern, wie behauptet wird. Auch aktuell kann sich jede interessierte Person in

l

und damit auch keiner Kontrolle



Niedersachsen einem Ange botstraigei'-ansch ließen. die persönliche und fachliche Eignung

für ihren Einsatz nachwe sen und dann qualitätsgesichert Leistungen anbieten.

Die auch gegenwä(ig nc.- sieigenden Zahlen der Anerkennungen in Niedersachsen

zeigen, dass dieses Angec:: s :^ bewährt hat und angenommen wird. Angebote biden s ch

auch weiterhin da, wo eie :,:{:-.nlche Nachfrage besteht und das Angebot zudem

wlrtschaftlich betrieben wer.e- (:-- las Land und C e rylege-kassen untersttitzen darüber

h naus auf Antrag und be 83:ar:^:::e.. die rnit ehrene.ntichen Kräften arbeiten, über

elne Förderrichtlinie des La-:es - Arteilsverhains 50;50. Förderfähig sind die

notwendigen Personal und Sachausgaben cie mit der Koordina|on und Organisation der

Hilfen, der fachlichen Anleitung, Schulung und Foriblldung sowie der kontinuierlichen

fachlichen Begleitung und UnterstützLlng der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer

verbunden sind.

Das Land Niedersachsen hat ein großes lnteresse weiieren lnteressierten personen eine

Tätigke t in diesem Einsatzbereich zu ermöglicher. Das Land hat sich mit diesem Anlleqen

an die niedersächsischen Freiwl l9?.agenturen gewandt, um auch Einzelpersonen als

,,Nachbarschaftshelferinnen und Nacroarschaftsheffer unter bestimmten Voraussetzungen

dort registrieren und zusammenzuiassen zu können - und damit in örtlichen Angeboten

ebenfalls eine gemeinsame Bindung an e nen Trägei zu ermöglichen.

lrn Bereich der Versorgung mit haus$trtschaftl chen Leistungen hat das Land darüber h naus

auch Kontakt zu den Handwerkskammern und den lnnungen der Gebäudereinger

aJ',oenommen: hier wird dezeit geprllft. ob weitere gewerb iche Betriebe dle

Voraussetzungen der AnerkennungsVO erlü1 en können.

Eine Entlastung der Pflegelandschaft st schließlich auch durch die neuen

Ä"lt"r!lnsCd!e!"!9" nach § 112 a SGB Xl zu erwarten; die einschtägigen gese;hch;;
Neuregelungen des Terminservice-Gesetzes zur Anderung des SGB Xl werden zum

01.05.2019 in Kraft treten. Vor dem Hintergrund ihrer beruflichen Erfahrung wrd den

Petentinnen empfohlen, sich auch für eine solche Zulassung zu interessieren. Die neuen

Dienste werden vergleichbar den ambulanten Pflegediensten eingestuft und von den

Verbänden der Pflegekassen im Rahmen eigener Versorgungsverträge zugelassen.



An laqe
§s2

Empfeh ungen der Ausschüsse

(1) DeAusschüsse empfeh.-::- _:ndtag zuteder EinSabe n derRegeteinen der fooenden Beschtüsse:I d-t'19.oFr, : :-' .'--r(19ie;L19/r,.6erücksichtig;ng-ler.,^,ese"' -
z 0 e F lgabe ,,, : -: .. -:(.6o e.L. g 7 rr Erwägung uoe.wresen3. die Eingabe w f: ..' -:-:::-eg erung a s Materiat uUerwiesen4 der Einsender c:-: -;::: :: u'ter Oe Sactrtage/Rechtstage zu unterrlchlen,
' d e l- 1gao" $' : .. E-::;:-,d-
t, der Landtag lr:r::-..:-. Moglichkeiukeinen Antass sch für das An|egen des E nsenders zu

veMenden/der E -t::: r- :-:3:.echen.

(3) DieEmpfehlungenderAlrss.-,:::: a-:.:.- t...en sofers.nchi r 3:s.h ussernpfehtungen zu Ge
setzertwürfen oderAnlräge. :,r::-: -:'- ..:-::- - Eir!ab-^-:.ß 

"lt"- 
,_."-r"nS-"i"""t. Oiu"e *"rA"n

a s Landtassdrucksache/r ve:: :

Enäuierunaen z- ::- - :: _1.!:.-:.,::-:--.c vc-:.::-.-:- a.s:- _:s,orme n

(2) So e ne E rgabe frir erteorc: :- :-
E nqabe erled gthat

1. Die Eingabe wird der Landesreg €-,-; ZqB€-
rücksichtiqunq überwiesen:

Dadu.cr si d orF La, dF( egre.-19 ersJc-r r
"al_r-1de. q -l:end..r C...1ts d.T,,Vunscr
des/der E nsenders/Etnsenderif zu entsprechen
oder se ner/ihrer Beschwerde abzuhetfen D:s
s: a e r.it.slgehende Form der positven Er.i -' -: : ' : lcop o I .f ods Pa.tär e1. S. :

z-_ . .':lsserzurg dass der Landlag das :- .
:._ :,-s :rnsenders ats gerechtfertigt ba! . .
- - j..,,,(.oe a, b6.e.rli9l arsrerr D,e ..i- :..
:.' ..,- ) :( .06T _d'rorag ^ t oo ..c tt.

lre cirer'.r,re se sie denr Ersuchen nac.ic--: .

2. D e Elngabe w rd der Landesreg erlng ?!lEL
LäS!_ts übelwiesen:

Darrr 4r'd de -andes egrar.rg e-lp.o. : -'_ie esse des fi. ,ender5 i . Ftre we lere :t=
no .'-lalige or:-L19 oe. Ange eqe-t-eiL er-:-..:
le_ urd ggr ois1o.-ichtberic,s,crrigte'c :j.
.hen oder Gesi( hrspur e
e rz,b-l el e- Die_a.oesregier"-q, --:-...
dei Landiag !ber das Eraebn s ,

3 . I troe r .o oe -a.oe. eqre.L-a ats Mate.

= -,-...."t .-"n * - anheim geste i .as
voron.Se- .es csr: nsenders/Einsenderif bei
der A!sarbeitung eines einschtägigen Gesetz_
ellwJrf" De.n -rla>s vor Drc-r.'r en ooer oe
sonsligen Vervrällungsmaßnahmcr zti prüfen
und ggf zLr veMenen.

,1 Der dre . 1:--de Er-se.der.- oer E roabe isr
-oe o.e Sacnlaoe/Rechtstaoe ,, r.le.1c- e1

Diese Aft dei Erted gung kommt in Betrachl
yenn dern Wunsch des/der Einsen,
ders/Einsendern aus rechflichen odeilalsäch _+!n 1B nrdrzrFle| CrLnder -r--.er,sp.o
ie ode. seirer h.e- Besclr(e.de n,c.r aoqe-rro'r' weroe'r €-r J-o rerr d-te.oem oer die

Eifsender/Eifsenderin über diese H ndernisse
roc\ I c]-i aJsre .teao trro r e1 slode.er.sie
noch andere Auskünfte oder H nweise erha ten
sol

:. so in dem BeschlLrss angegeben werden, wodurch sich d e

5 I e : _ja.. ,,..-. für enediot erktärt:

Dieser Beschluss wird vorgeschiaqen wenn dem
WJnsch des oe-r ,]seroers'f 

"sende. 1 nzw.
schen entsprcchen odsr seine/ihrer Bes.hwerde
aboeho'F. rorde1 sr. Engaoe oeau.qeseE
qebe'(Lhe Maß-r- .e1 -i .1e e E1.orqe- , . .

dLrch dle Verabsch ed!ng des betrefienoen Ge-
s.:es auch r,e". j.m AntEgen tn der Sache

6. :.- :-r:=: -alrsteht !§h9_Uilsliei!q!! sich
', ::: r- :J.. des/der Einsenders/Einsenderif
:- ..-r:-::- oer E ngabe z! entsprechen

I :!. _ :.r:- 
"ss w rd gewähtt, wenn denr Antie,

t.- =,: 
_.:_: .iren oder tatsachtchen Gründen. :- :-:::-r:.en werden kann sodass es nicht-::i:-: : s: I e Sachtage/Rechis age im Ein-

z,- _:_ ::z_sie er].

- .-: :e^r..n besonders d e Fätle tn denef
:.' :: :.s..de/Einsenderin beqehi(, dass der
-: : , : . --? .lrs: geru,e ,e - Cer cri(e1.sct-ar
:--l:_ ce..ilusst oder abänderl

7. -.' .'o.!:1.rse.r heiner Antass (i..,t.
ras i. egen des/der E nsenders/Etnsenderin z!
ve1!enden,oer Einqabe zu entsprechenr

D eser Beschluss kommt u. a in Belracht. werrn
der Ei.senderschon ausrechend überdie Sach-
und Rechislage ufl-arrichtel worden isi und de,
Ländtag ErgänzLflgen iichl fürerro.dedjch hätt.

Der Beschluss lslauch argebrachl wenn d e
Eingabe offefsicht ch unbegründel isl.

'( Zfren 1 $d 2: h beiden Fä[en unlerrchtel
d e a.de|eo.elro oe, Lardidg tbo- oa, vo-


